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Nr.  Gremium  TOP  Datum Beratungsziel Protokollverm. Status SB Ja Ne Eh 

 1 Ausschuss für 
Kultur und 
Soziales 

 19.07.2018 Vorberatung  öffentlich     

 2 Stadtrat  24.07.2018 Entscheidung  öffentlich     

 

 
 
 
1. Betreff: 
 
Antrag der Grundschulen in den Ortschaften auf Einrichtung einer 
Schulsozialarbeiterstelle 
 
 
kurze Begründung öffentlich/nicht-öffentlich:  
 
Vorberatung öffentlich im KuS, Entscheidung öffentlich im SR. Bei der Entscheidung sind 
keine berechtigten Interessen Einzelner betroffen, deshalb öffentlich. 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Der Stadtrat beschließt die Einrichtung von zwei Schulsozialarbeiterstellen (je 50 %) für 
jeweils zwei Grundschulen in den Ortschaften. Entsprechende Haushaltsmittel werden 
für 2019 und Folgejahre eingestellt. 
 
 



 
 
 

Drucksache Nr.:1022/18 
 
Seite: 2  

 
 
Sachverhalt: 
 
Die Schulleiterinnen der vier Grundschulen in den Emmendinger Ortschaften stellten mit 
Schreiben vom 09.05.2018 einen gemeinsamen Antrag auf Einrichtung einer Stelle für 
Schulsozialarbeit (siehe Anlage). 
 
Die Schulen haben im Schuljahr 2017/18 insgesamt 330 Schülerinnen und Schüler der 
Jahrgangsklassen 1 bis 4 (Stand: 18.10.2017), die sich wie folgt verteilen: 
 

Klassen- Grundschulen der Ortschaften 

stufe GS Koll. GS Mund. GS Wass. GS Wind. 

1 28 21 20 23 

2 19 17 21 18 

3 28 18 20 15 

4 24 16 20 22 

Summe 99 72 81 78 

 
Der Antrag ist für die Verwaltung nachvollziehbar. Die dargestellten Problemlagen sind 
aus anderen Schulen bekannt und bieten aus Sicht der Verwaltung ausreichend Anlass 
zur Einrichtung von Schulsozialarbeit auch in den Grundschulen der Ortschaften. 
 
Folgende Probleme machen sich auch in den Grundschulen der Ortschaften bemerkbar: 

- veränderte und schwierige Familiensituationen  
- unterschiedliche Lebenshintergründe führen zu Verhaltensauffälligkeiten bei 

Kindern 
- überforderte Eltern 
- Krankheitsbilder: ADHS, ADS, psychische Störungen, Mediensucht 
- mehr Kinder mit Migrationshintergrund erfordern einen hohen Aufwand für die 

Integration in die Klassengemeinschaft und die Betreuung der Eltern 
 
Gemäß den Grundsätzen des Ministeriums für Soziales und Integration Baden-
Württemberg zur Förderung der Jugendsozialarbeit an öffentlichen Schulen vom 28. 
November 2016 gilt folgendes:  
 
Absatz 4. Zuwendungsvoraussetzungen, 4.1 Form und Höhe der Zuwendung  
„…Die Fachkraft wird an einer bis maximal drei Schulen für die in Nummer 1 
beschriebenen Aufgaben eingesetzt. Voraussetzung für die Gewährung eines 
Zuschusses ist grundsätzlich die Festsetzung eines Stellenumfangs von mindestens 50 
Prozent einer Vollzeitstelle…“ 
 
Eine Fachkraft darf demnach maximal an drei Schulen eingesetzt werden und benötigt 
einen Stellenumfang von min. 50 Prozent. Eine explizite Anfrage beim 
Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden-Württemberg (KVJS) hat ergeben, 
dass auch eine Schulsozialarbeiterstelle mit 75 Prozent für vier Schulen nicht förderfähig 
wäre.  
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Die Verwaltung schlägt vor, den Antrag der Ortschaftsgrundschulen auf Einrichtung einer 
Schulsozialarbeiterstelle positiv zu entscheiden. Entgegen dem Antrag ist eine Stelle 
jedoch nicht ausreichend. Zur Förderung durch das Land müssen zwei Stellen mit je min. 
50 Prozent eingerichtet werden. Die Stellen sollten ab Januar 2019, nach Bewilligung 
des kommunalen Haushalts, eingerichtet werden. 
 
Die Schulleitungen werden zur Sitzung anwesend sein, um den Antrag der Schulen 
vorzustellen und zu begründen. Eine Stellungnahme wurde außerdem von der 
geschäftsführenden Schulleiterin erbeten.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen:  
 
Die Kosten für eine Schulsozialarbeiterstelle (50%) belaufen sich bei einer 
Eingruppierung mit einigen Jahren Berufserfahrung (TVöD SuE 11b, Stufe 3) auf rund 
24.000 € und steigern sich bis zur Endstufe 6 auf 30.000 € jährlich.  
 
Gemäß den aktuellen Förderrichtlinien des Landes Baden-Württemberg sowie des 
Landkreis Emmendingen, kann mit einem Zuschuss von jeweils 8.350 € pro Schuljahr 
(entspricht 50% der vor einigen Jahren anvisierten Drittelförderung i.H.v. 16.700 € einer 
Vollzeitstelle) zur Gegenfinanzierung gerechnet werden.  
 
Bei neuen Schulsozialarbeiterstellen muss für Förderanträge beim Land seit dem 1. 
Januar 2012 eine Stellungnahme des Kreisjugendamtes vorgelegt werden. Das 
Landratsamt Emmendingen wurde über eine mögliche neue Stelle informiert. Von der 
entsprechenden Stelle wurde Zustimmung signalisiert. 
 
Für den aktuellen Förderzeitraum (1. August 2018 bis 31. Juli 2019) kann nach 
Beschlussfassung im Stadtrat noch fristgemäß ein entsprechender Antrag gestellt 
werden. Aufgrund der dann ordnungsgemäßen Antragstellung kann von einer 
Bezuschussung der Personalkosten ausgegangen werden.  
 
Nach Abzug der Zuschüsse würde der kommunale Haushalt pro Stelle jährlich mit ca. 
7.300 € bis 13.300 € (je nach Eingruppierung) belastet werden, was 30% bzw. 44% der 
Personalkosten entspricht. Zuzüglich ist mit ca. 2.000 € jährlichen Sach-, Regie-, 
Fortbildungs- und Supervisionskosten sowie einmaligen Investitionskosten i.H.v. 5.000 € 
(Schreibtisch, Bürostuhl, PC, Monitor, etc.) zu rechnen. Die entsprechenden Gelder 
würden für die Haushaltsjahre 2018ff anteilig auf den Schulbudgets der vier 
Grundschulen eingestellt werden. 
 
Belastung des kommunalen Haushalts bei zwei Stellen à 50 Prozent: 
einmalig: 10.000 € (Bürogrundausstattung) 
jährlich:  18.600 € bis 30.600 € (je nach Eingruppierung) 
 
Sollte keine finanzielle Förderung für den Zeitraum bis 31.08.2019 gewährt werden, so 
sollten die neuen Stellen erst ab August 2019 eingerichtet werden.  
 
Anlagen: 
Antrag auf Einrichtung einer Schulsozialarbeiterstelle 
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